
Ausländische
Anbieter sind bereit,
Polizzen nach
österreichischem
Recht
abzuschließen.“

Thomas Zottl
Rechtsanwalt

Die Marke Stillsegler ist
unter Freunden und
Liebhabern von Pro-

dukten in Highend-Qualität
des Bereiches Home und Fa-
shion Accessoires längst
kein Geheimtipp mehr. Auf
altbewährte europäischen
Produktionstechniken und
Grundmaterialien vertrau-
end, entstehen dort Kleinst-
serien und Einzelstücke, die
mit zeitlosem Design über-
zeugen und zur nachhalti-
gen Nutzung anregen.

Unternehmenserfolg
Passend zur Unternehmens-
philosophie gelang es Still-
segler in den letzten Jahren,
in Betriebsleistung und Er-

trag kontinuierlich und soli-
de zu wachsen. Die positive
Prüfung im Rahmen des Al-
ternativfinanzierungsgeset-
zes (AltFG) bestätigte diese
Analyse, so dass nunmehr
auch die Möglichkeit be-
steht, sich an der Entwick-
lung von Stillsegler zu betei-
ligen.

Für die weiteren Schritte
einer positiven, nachhalti-
gen Unternehmensentwick-
lung setzt Stillsegler einer-
seits auf seine begeisterten
Kunden, andererseits aber
auch auf Freunde eines un-
ternehmerischen Ansatzes,
jenseits von Massenproduk-
tion und Verbraucherden-
ken, und lädt, innerhalb ei-

nes begrenzten Volumens
und Zeitraumes, zur Zeich-
nung von nachrangigen Dar-
lehen ein.

Crowd Investment
Über http://www.stillsegler.
at/beteiligungsmodell/ er-
fahren Sie alle Details zum
Projekt und zur Idee des an-
gestrebten Crowd Invest-
ments, für dessen Risiko
über die Laufzeit eine ange-
messene Verzinsung oder
Warengutscheine in entspre-
chendem Gegenwert gebo-
ten werden.

Nachhaltig Anteil haben

Beteiligung. Stillsegler steht für handwerkliche Qualität
– nun kann man sich via Crowd Investments beteiligen.

AnzeigeSTILLSEGLER

Franz Eisl, Geschäftsführer Stillsegler. [ Zeidler G]

Über 300 Gäste aus der Kärnt-
ner Wirtschaft folgten der
Einladung der Kärntner No-

tare zur Atriumveranstaltung am
29. Juni bei Goldeck Textil in See-
boden. Die traditionellen Unter-
nehmergespräche der Notare fin-
den jährlich an unterschiedlichen
Schauplätzen in Kärnten statt und
haben sich zu einem führenden
Businessevent entwickelt.

Innovative Marke
„Goldeck Textil – ein Textilbetrieb
im Zeitalter der Globalisierung“
lautete der Vortrag von August Ma-
yer, dem geschäftsführenden Ge-
sellschafter der Goldeck Textil
GmbH. Das 1948 gegründete Unter-
nehmen ist mit der Marke Carin-
thia führend im Bereich der Ther-
moisolation und produziert Schlaf-
säcke, Wärmebekleidung und Zelte
für den professionellen und militä-
rischen Einsatz. Bei der Bettwaren-
herstellung wird die Tradition mit
neuesten Technologien weiterge-
führt. Hinter der Marke BluTimes
verbirgt sich der europäische
Marktführer für Wasserbetten.

Notarielle Absicherung
„Im unternehmerischen Umfeld
weht manchmal ein rauer Wind. So
wie adäquate Bekleidung gegen
unwirtliches Wetter hilft, können
maßgeschneiderte Beratung und
Verträge bei wirtschaftlichen Un-
wägbarkeiten helfen“, sagte der
Präsident der Notariatskammer

Kärnten, Erfried Bäck, in seiner Be-
grüßung. Er thematisierte die Be-
deutung der Unternehmervorsorge
und referierte darüber, welche Re-
gelungen getroffen werden kön-

nen, um die Zukunft der Familie,
der eigenen Person und des Unter-
nehmens notariell abzusichern. In
diesem Zusammenhang empfahl
Bäck Instrumente wie das Testa-

ment und die Vorsorgevollmacht.
„Auch in unserer schnelllebigen,
digitalisierten Zeit sollten wir uns
genügend Zeit für die wichtigen
rechtlichen Entscheidungen, wie

die Frage der Gesellschaftsform,
nehmen“, so Bäck. Moderiert wur-
de die Veranstaltung vom Vizeprä-
sidenten der Kärntner Notariats-
kammer, Werner Stein.

Prominente Namen
Unter den zahlreichen Gäste wur-
den unter anderen gesehen: Vil-
lachs Vizebürgermeisterin Petra
Oberrauner, Wirtschaftstreuhän-
der Gerald Rainer-Harbach, Bank-
direktor Uwe Mair, und Apotheker
Dominik Schantl. Weiters anwe-
send waren die Unternehmer Elke
Lerchster-Tuppinger, Wolfgang Un-
terlerchner und Arno Klausner, Im-
mobilienmakler Karin und Egon
Mandl, Steuerberaterin Paola
Strozzi und Architekt Alfred Len-
ger.

Kärntner Notare bei Goldeck Textil
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Unternehmergespräch. Nach Seeboden zu Goldeck Textil luden die Kärntner Notare zu einem bereits
traditionellen Event, bei dem auch notarielle Absicherung von Unternehmen Thema war.

Werner Stein, August Mayer und Erfried Bäck (v. l.). [ Foto Horst]

Zahlreiche Gäste waren gekommen
und genossen den interessanten
Abend. [ Foto Horst]

AUF EINEN BLICK

Die neuen Regeln. Laut
Sozialversicherungs-Zuordnungsgesetz
ist bei neuen Selbstständigen und
bestimmten anderen Berufen vorab zu
prüfen, ob es sich wirklich um eine
selbstständige Tätigkeit handelt oder
ob ASVG-Sozialversicherungspflicht
besteht. Das soll mehr Rechtssicherheit
für die Erwerbstätigen und ihre Auftrag-
geber bringen.

Sozialversicherungs-Zuordnungsgesetz. Bei neuen Selbstständigen
wird künftig vorab geprüft, ob sie nicht doch angestellt werden müssen.

Freiberufler – ja oder nein?
VON CHRISTINE KARY

Wien. Die Abschaffung des Pflege-
regresses war ein Paukenschlag.
Kaum jemand beachtete da die
weiteren Änderungen im Sozial-
versicherungsrecht, die ebenfalls
Ende Juni beschlossen wurden.
Dabei sind auch diese nicht un-
wesentlich, denn sie betreffen ein
heikles Thema: die Abgrenzung
von selbstständiger und unselbst-
ständiger Arbeit.

Vor allem geht es um soge-
nannte neue Selbstständige –
etwa in Pflegeberufen, aber nicht
nur dort – wie auch um einige
freie Gewerbe und bäuerliche Ne-
bentätigkeiten. Für sie alle, wie
auch für die Auftraggeber, soll das
neue „Sozialversicherungs-Zuord-
nungsgesetz“ mehr Rechtssicher-
heit bringen. Bereits bei der Auf-
nahme einer solchen Erwerbstä-
tigkeit soll künftig geprüft werden,
ob man tatsächlich als Selbststän-
diger bei der SVA oder Bauern-So-
zialversicherung pflichtversichert
ist. Oder ob eine unselbstständige
Erwerbstätigkeit mit ASVG-Versi-
cherungspflicht vorliegt. Bereits
Erwerbstätige und ihre Auftragge-
ber können die Prüfung ebenfalls
beantragen. An das Ergebnis sind
dann alle gebunden, Versiche-
rungsträger wie auch Finanzamt.
Und genauso an Entscheidungen,
die aufgrund von lohn- oder ver-
sicherungsrechtlichen Prüfungen
getroffen werden – auch dafür
sieht das Gesetz ein neues Proze-
dere vor. Das soll verhindern,
dass eine einmal getroffene Ein-

stufung später wieder revidiert
wird oder zwei Versicherungsträ-
ger gegensätzlich entscheiden.

Vor allem aber soll das ver-
meiden helfen, dass nach Jahren
hohe Nachzahlungen drohen, weil
festgestellt wird, dass ein „Auftrag-
nehmer“ eigentlich hätte ange-
stellt werden müssen. Bisher kam
das immer wieder vor, manchmal
mit ruinösen Folgen. Fast schon
skurriles Beispiel: der Pflegekräfte-
Vermittler VisiCare, der im Zuge
einer Überprüfung als Leiharbeits-
firma eingestuft wurde und wegen
Millionen-Nachforderungen der
Sozialversicherung pleite ging.
Dass der VwGH die Entscheidung
später kippte, half ihm nichts
mehr: Seiner Beschwerde war kei-
ne aufschiebende Wirkung zuer-
kannt worden. Ihn trieb also eine
Fehlentscheidung in den Ruin.

Anrechnung von Beiträgen
Die neuen Regeln sollen aber
auch die Beschäftigten selbst bes-
ser schützen – auch für sie können
hohe Nachzahlungen existenzbe-
drohend sein. Festgelegt ist des-
halb auch, dass Beiträge, die an
den „falschen“ Versicherungsträ-
ger bezahlt wurden, an den zu-
ständigen überwiesen und von
diesem auf die Beitragsschuld an-
gerechnet werden müssen.

Es gibt aber auch umstrittene
Punkte, vor allem, was die Zustän-
digkeit für die Zuordnungsent-
scheidungen betrifft: Diese liegt
bei den Gebietskrankenkassen.
Damit seien diese „in erster In-
stanz Ermittler, Richter und Be-

günstigte in einem“, kritisiert etwa
Christian Ebner, Unternehmens-
berater und Obmann der Unter-
nehmer-Interessenvertretung
FreeMarkets.at. Er würde die Ent-
scheidungsbefugnis lieber bei den
Finanzämtern sehen – wie übri-
gens auch die Neos, die einen ent-
sprechenden Abänderungsantrag
einbrachten, freilich ohne Erfolg.

Ein weiterer Kritikpunkt Eb-
ners: Ein „Recht auf Selbstständig-
keit“ gebe es weiterhin nicht. Aus
seiner Sicht geht es nämlich nicht
immer nur darum, dass Firmen
Mitarbeiter gegen ihren Willen in
die (Schein-)Selbstständigkeit
drängen. Sondern es gibt auch das
entgegengesetzte Phänomen –
dass Freiberufler, etwa im IT-Be-
reich, aus sozialversicherungs-
rechtlichen Gründen in eine An-
stellung gezwungen werden. Den-
noch sei zu begrüßen, dass das
neue Gesetz mehr Rechtssicher-
heit bringt, sagt Ebner. Positiv sei
auch, dass „der wirtschaftliche
Schaden im Fall einer rückwir-
kenden Zwangsanstellung“ deut-
lich reduziert werde.

Deutschland:
Urteil bestätigt
„Tarifeinheit“
Verfassungsrichter billigen
umstrittenes Gesetz.

Karlsruhe. Das deutsche Bundes-
verfassungsgericht hat das um-
strittene Tarifeinheitsgesetz vom
Grundsatz her gebilligt. Es geht
dabei um eine 2015 eingeführte
Regelung, wonach in Betrieben
mit konkurrierenden Gewerk-
schaften nur der Tarifvertrag
gilt, der mit der mitglieder-
stärksten Gewerkschaft ausge-
handelt wurde. Das soll die ein-
seitige Interessendurchsetzung
von Berufsgruppen in Schlüssel-
stellungen – etwa Piloten oder
Lokführer – verhindern.

Die Verfassungsrichter ver-
langen allerdings Nachbesse-
rungen, um die kleinen Ge-
werkschaften zu schützen. Die
umstrittene Regelung muss bis
Ende 2018 so geändert werden,
dass „der Mehrheitstarifvertrag
auch die Interessen der ver-
drängten Berufsgruppen hin-
reichend berücksichtigt“. Er-
zielte Regelungen der Minder-
heitengewerkschaft bleiben an-
wendbar, wenn sie nicht mit
dem Mehrheitsvertrag kollidie-
ren. Auch langfristige Ansprü-
che aus den Minderheitenver-
trägen, wie Arbeitsplatzgaran-
tien oder Betriebspensionen,
sind geschützt.

Das Streikrecht der kleinen
Gewerkschaften bleibt eben-
falls unangetastet. Arbeitgeber
können außerdem mit den Ge-
werkschaften vereinbaren, dass
die Verdrängungsregeln in ih-
rem Betrieb nicht angewandt
werden. (APA/AFP)

Versicherung für Risken
beim Unternehmenskauf
Gewährleistungsversicherung. In den USA ist sie gängig, in
Europa kaum bekannt. Erste Anbieter gibt es aber schon.

VON CHRISTINE KARY

Wien. Ein angelsächsischer Finanzinvestor
wollte in Österreich ein Unternehmen kau-
fen, konkret den Betreiber eines Einkaufs-
zentrums. Und zwar um exakt einen Euro
plus Schuldenübernahme. Mit dem Verkäu-
fer wurde er sich schnell einig: Dieser hatte
seinerzeit 90 Millionen Euro dafür ausgege-
ben, davon 60 Millionen Fremdkapital.
Dann fielen die Immobilien-
preise, das Investment verlor an
Wert, die Schulden lasteten im-
mer noch darauf.

Kurz gesagt: Der Deal er-
schien beiden Seiten fair. Und
trotzdem wäre er fast noch ge-
scheitert – an der Frage der Ge-
währleistung. Das Haftungsri-
siko dafür auch noch zu über-
nehmen, zusätzlich zu den 30
Millionen Euro Verlust des ein-
gesetzten Eigenkapitals, war
dem Verkäufer dann doch zu
viel.

Es geht um die Haftung für Risiken, die
zum Zeitpunkt des Verkaufs zwar schon vor-
handen sind, die man aber noch nicht kennt
– etwa Produkthaftungsfälle oder andere
drohende Rechtsstreitigkeiten, die erst nach
der Übergabe schlagend werden. Auch die
Bilanzgarantie zählt dazu. Am Ende fand
sich auch dafür eine Lösung: Ein Versiche-
rer sprang für das Haftungsrisiko ein.

Beträchtliche Kosten
Dass man sich gegen Gewährleistungsan-
sprüche aus M&A-Transaktionen versichern
lassen kann, war in Österreich bis vor kur-
zem weitgehend unbekannt. „In den USA ist
es dagegen seit Jahren üblich, in Großbri-
tannien inzwischen auch“, sagt Thomas
Zottl, Rechtsanwalt bei Freshfields in Wien.

Auf dem europäischen Festland beginnt es
sich gerade herumzusprechen, einige Versi-
cherer sind auch schon in das Geschäft ein-
gestiegen – etwa in Deutschland, Nordeu-
ropa, der Schweiz.

Die Kosten sind allerdings beträchtlich:
Üblich seien 0,7 bis 1,8 Prozent des versi-
cherten Betrages, sagt Zottl. Dem stehe aber
der „Riesenkomfort“ gegenüber, sich mit
dem potenziellen Haftungsrisiko nicht mehr

herumschlagen zu müssen.
Ausländische Versicherer seien
zudem durchaus bereit, für ös-
terreichische Verträge die Po-
lizze ebenfalls nach österreichi-
schem Recht abzuschließen.

Die Versicherung abschlie-
ßen kann übrigens der Verkäu-
fer wie auch der Käufer; wer die
Prämienlast trägt oder ob man
sie teilt, obliegt dem Verhand-
lungsgeschick der Parteien.
Auch den Kaufvertrag – samt
Gewährleistungskatalog – han-

deln die Vertragspartner selber aus. Dem
Versicherer muss dieser aber vor der Unter-
schrift vorgelegt werden.

Die Versicherung haftet freilich nicht für
alles: Ausgeschlossen ist etwa die Haftung
für strafbares Verhalten, für bereits bekann-
te Risiken (etwa einen schon bei Gericht an-
hängigen Prozess) für Steuer- und Abgaben-
schulden sowie Umwelthaftungen für Altlas-
ten.

Eine andere Frage ist, wie kulant solche
Versicherungen sind, wenn es dann wirklich
ans Zahlen geht. Anfangs war ihr Ruf diesbe-
züglich nicht überragend – laut Maklern
stimmt das aber nicht mehr. Ohne ein ge-
wisses Entgegenkommen der Versicherun-
gen im Schadensfall wäre das Produkt ange-
sichts der hohen Prämien eine Totgeburt –
das ist wohl auch den Anbietern klar.
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Privatkonkurs: Wie man künftig Schulden loswird
Abschöpfungsverfahren. Was ändert sich ab November? Wann führen
Null-Rückzahlungen zu einer Entschuldung? Und wieso dürfen nicht alle
Schuldner aufs Inkrafttreten der neuen Regeln warten?

VON CHRISTINE KARY

Wien. Um den „Privatkonkurs neu“
gab es viel Aufregung, beschlossen
wurde er letztlich in einer leicht ab-
geschwächten Version. Vor allem
wird das Abschöpfungsverfahren,
das derzeit noch sieben Jahre dau-
ert, nicht auf drei, sondern auf fünf
Jahre verkürzt – Gläubigerschützer
reagierten erleichtert. Zudem wird
die Novelle etwas später in Kraft
treten, größtenteils ab 1. November
– ursprünglich sollte sie schon ab
Juli gelten. Aber was ändert sich
dann wirklich für Schuldner und
Gläubiger? Und was bewirken die
nachträglichen Abschwächungen?

Soviel steht fest: Sich zu ent-
schulden, wird für Privatpersonen
und Einzelunternehmer grund-
sätzlich leichter – jedenfalls, wenn
erst einmal ein Abschöpfungsver-
fahren eingeleitet wurde. Denn an
einem Kernpunkt der Neuregelung
wurde nicht mehr gerüttelt: Die
zehnprozentige Mindestquote, die
Schuldner bisher zu erfüllen hat-
ten, fällt weg. Im Abschöpfungs-
verfahren werden dem Schuldner
zwar fünf Jahre lang alle über das
Existenzminimum hinausgehen-
den Einkünfte abgeknöpft – aber
dann folgt im Normalfall automa-
tisch eine Restschuldbefreiung.
„Und zwar ohne abschließende
richterliche Billigkeitskontrolle“,
sagt Konrad Koloseus, Partner bei
NHK Rechtsanwälte. Eine Ein-
schränkung gibt es allerdings: Die

Gläubiger können die Einstellung
des Abschöpfungsverfahrens be-
antragen, wenn es einen berech-
tigten Grund dafür gibt.

Konkursantrag hinauszögern?
Dass ansonsten der Automatismus
greift – und überhaupt der Wegfall
der Mindestquote – war und ist ein
besonders umstrittener Punkt. In-
kassodienste beklagten schon im
Vorfeld, dass sich das Verhalten
der Zahlungspflichtigen massiv
verändert habe: Immer mehr
Schuldner würden keine Rückzah-
lungsvereinbarungen mehr tref-
fen, ja sogar bereits vereinbarte
Raten nicht mehr zahlen. Auch
Schuldnervertreter würden oft
empfehlen, mit einem Antrag auf
Schuldenregulierung auf die Neu-
regelung zu warten.

„Eine solche Empfehlung
könnte aus Schuldnersicht manch-
mal tatsächlich nicht abwegig er-
scheinen“, formuliert Koloseus vor-
sichtig. Diese Option haben freilich
nur Privatpersonen: Als Unterneh-
mer muss man unverzüglich, spä-
testens aber 60 Tage nach Eintritt
der Zahlungsunfähigkeit, einen In-
solvenzantrag stellen. „Man hat
also gar nicht die rechtliche Befug-
nis, den Zeitpunkt der Einleitung
seines Insolvenzverfahrens selbst
zu bestimmen“, warnt der Jurist.

Gläubiger befürchten zudem,
dass Schuldner künftig weder einen
Job annehmen noch ihre Arbeits-
stunden erhöhen müssen. Sondern

genauso gut weiterhin Mindestsi-
cherung beziehen oder sich mit
einem Einkommen unter dem
Existenzminimum begnügen kön-
nen. Ganz so einfach sei es nicht,
sagt Koloseus: „Die Ausübung
einer angemessenen Erwerbstätig-
keit – bzw., dass man sich um eine
solche bemüht – ist Zulässigkeits-
voraussetzung und Obliegenheit
des Schuldners für ein Abschöp-
fungsverfahren“, erklärt er. „Richtig
ist aber, dass erfolgloses Bemühen
– und Rückzahlungen von Null –
trotzdem zu einer Restschuldbe-
freiung führen können.“ Vor allem
dann, wenn kein Gläubiger wäh-
rend des Abschöpfungsverfahrens
davon erfährt – dann steht eine all-
fällige Verfahrenseinstellung gar
nicht zur Diskussion.

Berichtspflicht des Schuldners
Immerhin muss der Schuldner je-
doch dem Gericht mindestens jähr-
lich zu festgesetzten Terminen
„proaktiv“ über seine Bemühungen
zur Aufnahme einer Erwerbstätig-
keit berichten. „Das klingt scharf,
letztlich ist es aber eine formal hin-
ter sich zu bringende Verpflich-
tung“, schränkt der Jurist ein. Denn
eine plausible Erklärung, warum es
mit der Jobsuche nicht geklappt
hat, reicht. Bei Verstößen dagegen
droht zudem nicht gleich die amts-
wegige Einstellung des Abschöp-
fungsverfahrens – was insofern ver-
wundert, als das bei bestimmten
anderen Verstößen sehr wohl vor-

gesehen ist. Etwa, wenn man einen
Wohnsitzwechsel nicht meldet.

Angesichts all dessen stellt sich
die Frage, ob die Verlängerung des
Abschöpfungsverfahrens tatsäch-
lich ein gar so großer Durchbruch
für die Gläubigerseite war. Beim
KSV1870 bejaht man das: Erfah-
rungsgemäß würden erst nach eini-
gen Jahren der Abschöpfung nen-
nenswerte Beträge fließen. Noch
etwas betonen die Gläubigerschüt-

zer: „Der Zahlungsplan behält auch
in Zukunft seine Bedeutung.“ Es
wird demnach weiterhin viele Fälle
geben, in denen man sich auf Raten
einigt und gar kein Abschöpfungs-
verfahren braucht. Schuldner kön-
nen so ihre Altlasten rascher los-
werden, daher werden weiterhin
viele das anstreben, hofft man. Laut
KSV schafften bisher fast dreiviertel
aller Schuldner eine solche direkte
Einigung mit den Gläubigern.

AUF EINEN BLICK

Die neuen Regeln. Die Novelle sieht
eine Verkürzung des Abschöpfungsver-
fahrens von sieben auf fünf Jahre vor, die
Mindestquote fällt weg. Schuldner
müssen dem Gericht aber jährlich über
ihre Job-Bemühungen berichten.
Gläubiger können aus berechtigten
Gründen die Einstellung des Verfahrens
beantragen – hat das Erfolg, gibt es
keine Restschuldbefreiung.

Der Weg aus der Schuldenfalle wird künftig etwas einfacher – auch wenn die neuen Regeln noch nachgeschärft wurden. [ Marin Goleminov ]


